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Fortsetzung von Seite 1
Widersprüche liegen in der Geschichte der
jeweiligen Verbände. Entscheidend ist
jedoch: Sind diese Widersprüche heute
Sand im Getriebe? In der aktuellen Arbeit
der EUFV ist davon jedenfalls nichts zu
bemerken, weil offenbar alle Teile dieses
Ganzen das übergeordnete Ziel erkannt
haben, in dem sie sich selbst bei unter-
schiedlicher Herkunft finden können: Das
große Thema Vertreibung endlich gemein-
sam auf die europäische Ebene tragen! 

HISTORISCHE WIDERSPRÜCHE wer-
den nur dann zum Problem, wenn daraus
widerstrebende Interessen entstehen. Das
ist bislang nicht zu erkennen. Historische
Gegenläufigkeiten können der EUFV sogar
mehr Gewicht und größere Glaubwürdig-
keit verleihen, wenn sie an sich selbst
beweist, daß in der Vergangenheit lie-
gende Widersprüche eine auf die Zukunft
gerichtete Kooperation nicht verhindern.

INSOFERN SOLLTE sich die „Sudeten-
deutsche Zeitung“ beziehungsweise deren
Herausgeber, also die Sudetendeutsche
Landsmannschaft, weniger mit dem Vertei-
len Roter Karten beschäftigen als vielmehr
mit der Gefahr, daß der Sprecher der su-
detendeutschen Volksgruppe eine solche
erhalten könnte. Posselts CSU rennt bei
den Europawahlen im kommenden Juni
um ihr Leiberl. Überspringt die bayerische
Partei nicht die 5-Prozent-Hürde – wohlge-
merkt: Gerechnet auf ganz Deutschland –,
dann ist Schluß mit der CSU im Europa-
parlament. Und auch Schluß mit Bernd
Posselt als Vertreter der Sudetendeut-
schen dort. Die Gelbe Karte hat die CSU
bei den Landtagswahlen im September
schon erhalten. Ob man mit „Kochbuch-
diplomatie“ eine drohende Rote Karte ab-
wenden kann, wäre vielleicht einmal einen
ausführlichen Kommentar in der „Sudeten-
deutschen Zeitung“ wert.

Die „Sudetenpost“ jedenfalls wünscht
keinem, der Interessen von Vertriebenen
vertritt, eine Rote Karte. Weder der EUFV,
noch Bernd Posselt!

Verstorbene aus dem Massengrab 
bei Marienburg in Würde bestatten

Der Fall erinnert an die Ignoranz, mit der die
deutsche Öffentlichkeit mit den Gebeinen der
Toten von Aussig umgegangen ist: Obwohl
bekannt wurde, daß es sich dabei um die sterb-
lichen Überreste unter anderen von deutschen
Massakeropfern handelte, wurden sie kürzlich
in Eger ohne einen Hinweis auf die grausamen
Nachkriegsschicksale beigesetzt. Ähnlich geht
Deutschland mit anderen deutschen Massaker-
opfern um: Bereits seit Oktober 2008 ist der
Bundesregierung bekannt, daß bei Abrißarbei-
ten auf dem Gelände des ehemaligen „Polni-
schen Hauses“ im westpreußischen Marienburg
die sterblichen Überreste von 1800 Menschen
gefunden wurden. Auch das Auswärtige Amt in
Berlin – genauer dessen Rechtsabteilung und
das Referat 503 (Kriegsfolgen) – wurde von
dem Fall in Kenntnis gesetzt. Weder Bundesre-
gierung noch Auswärtiges Amt haben sich bis
zum heutigen Tage öffentlich zu den Vorkomm-
nissen in Marienburg geäußert.

Da nach Medienberichten inzwischen davon
auszugehen ist, daß es sich bei den bis jetzt
gefundenen 1800 Toten um die Leichen deut-
scher Staatsbürger handelt, sei dieses Verhal-
ten unverständlich, kritisiert der Bund Junges
Ostpreußen (BJO). Auch wenn Marienburg

heute nicht mehr auf deutschem Territorium
liege, so habe die deutsche Bundesregierung
dennoch die Pflicht, das Schicksal dieser 1800
Menschen aufzuklären und den Verwandten
und Hinterbliebenen dieser Kriegsopfer endlich
einen würdigen Ort der Trauer zu schaffen. Es
wäre in der Tat nicht zu erklären, wenn die Bun-
desregierung sich in dieser Sache ihrer Verant-
wortung entzöge und darauf hoffte, daß sich
das politische Tagesgeschehen stärker in den
Köpfen der Bevölkerung festsetzt als die Toten
von Marienburg.

Wenn schon von deutscher Seite bislang
keinerlei Interesse an der Aufklärung dieses
Verbrechens gezeigt wurde, so ist umso mehr
den heutigen zumeist jungen polnischen Ein-
wohnern von Marienburg Anerkennung auszu-
sprechen, die sich nicht mit den Erklärungen
polnischer Stellen zufriedengeben, nach denen
es sich bei den 1800 Toten um Opfer von 
Kämpfen zwischen Roter Armee und Deutscher
Wehrmacht handelt, sondern die genau hinse-
hen und fragen, warum diese angeblich in die
Schußlinie deutscher und russischer Gewehr-
salven geratenen Menschen vor ihrem Tod ent-
kleidet wurden, warum man Reste dieser Klei-
dung wenig entfernt gefunden hat und warum

einzelne dieser 1800 Toten Einschüsse genau
über dem Nasenbein aufweisen. 1800 Men-
schen, Frauen, Kinder, Greise, die uns mahnen,
1800 Opfer eines furchtbaren Krieges. 

Zu dem in Marienburg gefundenen Massen-
grab erklärt die Präsidentin des Bundes der Ver-
triebenen, Erika Steinbach MdB:

Nach Auswertung sämtlicher Informationen
kann man davon ausgehen, daß es sich bei den
gefundenen Skeletten von über 1800 Männern,
Frauen und Kindern um Deutsche handelt, und
zwar um einen Teil der am Ende des Krieges
vermißten deutschen Bevölkerung von Marien-
burg. Sicher ist auch, daß zumindest ein Teil
davon gewaltsam zu Tode gekommen ist. Von
3800 Einwohnern der Stadt fehlte nach Anga-
ben des Roten Kreuzes bisher jede Spur. 

Wir begrüßen die Anteilnahme in Polen. Es ist
gut, daß die polnische Staatsanwaltschaft um
Informationen aus Deutschland nachsucht, die
vielleicht zur Aufklärung des grausamen Fundes
beitragen können und hoffen, daß auf diese
Weise ein schreckliches Kapitel der jüngsten
Geschichte aufgearbeitet werden kann.

Wichtig ist jetzt vor allem, den Verstorbenen
eine würdige Ruhestätte zu geben, an der Ihrer
gedacht werden kann.

„Jedna, zwei, tùi...“ – Kinder kennen
in Drasenhofen keine Grenze

Im niederösterreichischen Drasenhofen an
der tschechischen Grenze gibt es einen Kinder-
garten, in dem die Grenzen schon völlig ver-
schwunden sind. Dort üben sich tschechische
und österreichische Kinder schon in ganz jun-
gen Jahren in Internationalität und lernen die
Sprache des anderen.

„Ich hab’ mir das früher auch nicht so vor-
stellen können, wie das geht und wie das ablau-
fen soll – aber es läuft sehr gut“, sagt Kinder-
gartenleiterin Maria Madner. Sie selbst kann
kein Tschechisch. Ein bißchen Zählen vielleicht.
Aber in ihrem Kindergarten im niederösterreichi-
schen Drasenhofen, nur wenige Kilometer von
der Grenze zu Tschechien entfernt, da lernen
die österreichischen Kinder Tschechisch. Aber
nicht nur das: Den Kindergarten besuchen auch
täglich bis zu sechzehn Kinder aus Tschechien,
aus der benachbarten Region um Nikolsburg
(Mikulov). Und die lernen dann Deutsch. Und
alle zusammen bekommen – damit es nicht zu
einfach wird – auch noch Englischunterricht. 

Das Land Niederösterreich bezahlt eine eng-
lische Muttersprachlerin und eine sogenannte
interkulturelle  Mitarbeiterin  aus  Tschechien.
Spielerisch wird hier gelernt. Da werden Bilder-
bücher beschrieben, da wird gesungen, da wird
rauf- und runtergezählt. Trotzdem ist gerade der

Anfang für die tschechischen Kinder nicht leicht,
wenn sie mit zweieinhalb oder drei Jahren zum
ersten Mal in den österreichischen Kindergarten
kommen. 

Die Initiative zur Gründung des Kindergartens
ging 1991 vom früheren Bürgermeister in Dra-
senhofen aus, als man mit Nikolsburg eine Part-
nerschaft schloß. Die tschechische Seite fand
den Gedanken eines österreichisch-tschechi-
schen Kindergartens mit Englischunterricht gut.
Und  der  niederösterreichische  Landeshaupt-
mann befand das Projekt für förderungswürdig.
Deshalb zahlen auch die tschechischen Kinder
für die Vormittagsbetreuung im Kindergarten
keinen Euro. 

Kindergarten und Schule auf der anderen
Seite der Grenze – eine lohnende Investition in
die Zukunft. Vor allem was die späteren Spra-
chenkenntnisse der Kleinen betrifft. Das meinen
auch die tschechischen Eltern. Denn in die
Tasche greifen müssen sie schon, damit ihre
Kinder täglich über die Grenze nach Österreich
kommen. Sie haben selber einen kleinen Schul-
bus gechartert, der die bis zu sechzehn tsche-
chischen Kinder alle der Reihe nach abholt und
nach Drasenhofen bringt.

Die Kindergartenplätze sind unter tschechi-
schen Familien aus der Grenzregion heiß be-

gehrt, meint der Drasenhofener Bürgermeister
Josef Studeny. Er kann selbst manchmal kaum
glauben, wie schnell die österreichischen Kin-
der Tschechisch lernen: „Die Kinder kommen in
den Kindergarten und können noch kein Wort
Tschechisch und nach drei Monaten reden die
perfekt. Nach nur drei Monaten! Das ist un-
glaublich! Was können wir den Kindern Besse-
res geben als diese grenzüberschreitende Ver-
bindung?“ 

Kindergartenleiterin Maria Madner sieht das
ganz  ähnlich:  „Die  Kinder  schließen  schon
Freundschaften, und das ist ja unser Ziel, daß
die Kinder von klein auf über die Grenzen hin-
wegschauen, daß es überhaupt keine Grenzen
gibt. Die besuchen sich schon, bleiben über
Nacht bei den Freunden, feiern Feste gemein-
sam, typisch tschechische Feste. Und diese
Freundschaften halten sicher das ganze Le-
ben.“ 

Das muß sich allerdings erst noch zeigen. Der
Grundstein dafür, der ist in Drasenhofen und
Nikolsburg immerhin gelegt worden.

Sudetendeutsche# Gedenken
zum 90. Jahrestag des Bekenntnisses zu Österreich und zum

Selbstbestimmungsrecht 64 Jahre nach der Vertreibung

Die Sudetendeutschen in Österreich und ihre Freunde gedenken alljährlich der 54 Opfer
des 4. März 1919, die für das Selbstbestimmungsrecht und die Zugehörigkeit zu Österreich
gefallen sind. Sie gedenken aber auch der mehr als 241.000 Toten der schrecklichen und
unmenschlichen Vertreibung. Die Gedenkstunde halten wir nicht nur zur ehrenden Erinne-
rung an diese Toten, sondern sie soll auch an unsere unerläßliche Verpflichtung mahnen, für

Recht und Freiheit aller Menschen und Völker einzutreten.

Es spricht  Landtagspräsidentin Barbara Stamm
zum Thema

VOR 90 JAHREN STARB DAS
SELBSTBESTIMMUNGSRECHT

Samstag, 7. März 2009, 15.00 Uhr

Haus der Begegnung, Mariahilf, 1060 Wien, Königseggasse 10

Kommen Sie zu dieser Gedenkstunde, wenn möglich, in Tracht!

Bringen Sie Ihre Familie und auch Freunde mit, und geben Sie bitte diese Einladung weiter!.
– Einlaß ist ab 14.30 Uhr. – Um pünktliches Erscheinen wird gebeten. Der Eintritt ist frei,
Spenden werden erbeten. – Zu erreichen mit der U3 (Haltestelle Neubaugasse) und mit der

Autobuslinie 57A (Haltestelle Esterhazygasse).

Die musikalische Umrahmung erfolgt durch den Leopoldauer Musikverein.

Strafgerichtshof noch
immer nicht anerkannt

Der Europarat hat die Tschechische Republik
wegen der noch ausstehenden Anerkennung
des Internationalen Strafgerichtshofs kritisiert.
Der Internationale Strafgerichtshof wurde 2002
eingerichtet und soll Einzelpersonen für Völker-
mord, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit zur Rechenschaft ziehen. Er
wurde bislang von 108 Staaten weltweit aner-
kannt. Acht der 47 Mitglieder des Europarats
haben das Gericht in Den Haag noch nicht an-

erkannt. Dazu gehören neben Tschechien auch
Rußland, die Ukraine und die Türkei. Das tsche-
chische Parlament hat ein entsprechendes Ge-
setz bereits gebilligt. Präsident Václav Klaus
weigert sich jedoch es zu unterschreiben, da es
seiner Meinung nach verfassungswidrig ist. Da
der Strafgerichtshof keine Zuständigkeit für 
Verbrechen der Vergangenheit hat, müßte Prag
nicht befürchten, vor diesem Gericht wegen der
Nachkriegsverbrechen belangt zu werden.

Fremdsprachige Ortsnamen
raus aus Dokumenten!

Vielen Österreichern ist die Vertreibung aus
der angestammten Heimat in traumatischer Er-
innerung. Aber es wurde von Medizinern festge-
stellt, daß auch Kleinkinder, die die Vertreibung
nicht bewußt miterlebt haben, genauso trauma-
tisiert sind wie auch in der neuen Heimat Öster-
reich Nachgeborene!

Nach der Vertreibung 1945 / 46 wurde von
den meist kommunistisch gewordenen Vertrei-
berstaaten – von der Tschechoslowakei erst im
Februar 1948 – die Erinnerung an die Geschich-
te der seit acht Jahrhunderten dort lebenden
deutschen Volksgruppe der im politischen Sam-
melbegriff genannten Sudetendeutschen gezielt
verschwiegen und getilgt. Die zerstörten und
geschändeten Friedhöfe sind eines der Beispie-
le, aber auch andere Kulturverbrechen, wie das
Auslöschen von deutschen Ortsbezeichnungen

aus der Österreichisch-ungarischen Monarchie. 
„Statt den Weg einer Aussöhnung und der wür-
digen Erinnerung wider das Vergessen zu
gehen, hat das erzwungene Vergessen anderer
Staaten inzwischen selbst österreichische Be-
hörden erfaßt“, geißelt Gerhard Zeihsel, der
Bundesobmann der Sudetendeutschen Lands-
mannschaft in Österreich (SLÖ).  Immer wieder
erreichen ihn derartige Beschwerden – vor
allem von Nachkommen von verstorbenen Ver-
triebenen, wo in der Sterbeurkunde beispiels-
weise aus einem urdeutschen südmährischen
Bauerndorf der tschechische Ortsname die
Trauernden regelrecht schockt! Aber auch bei
Neuausstellungen von Pässen werden deut-
sche Ortsbezeichnungen für im jetzigen Aus-
land liegende Geburtsorte nur Tschechisch ge-
schrieben.

Eine Billion Kronen
Staatsschulden

Die tschechischen Staatsschulden sind im
vergangenen Jahr um mehr als 107 Milliarden
Kronen gestiegen und liegen jetzt bei einer
Gesamthöhe von nahezu einer Billion Kronen.
Das sind umgerechnet knapp 40 Milliarden
Euro. Auf jeden Tschechen entfällt somit ein
Schuldenbetrag von rund 96.000 Kronen bezie-
hungsweise 3600 Euro.


